
Thema 01 (Betreuerin: Delina Dullovi, M. Sc.) 

Die europäische Taxonomie-VO – Berichterstattung über Kennzahlen gem. Art. 8 

Taxonomie-VO 

Laut Berechnungen der Europäischen Kommission sollten derzeit jährlich zusätzlich zu 

bisherigen Investitionen 260 Mrd. EUR bis zum Jahre 2030 investiert werden, um die Klima- 

und Energieziele der Europäischen Union zu erreichen. Im Rahmen des Green Deals entschloss 

sich die Europäische Kommission politische Anreize zu schaffen, um private und öffentliche 

Investitionen in nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten zu lenken, um so das Investitionsdefizit 

auszugleichen. Die Europäischen Kommission sieht für dieses Ziel die europäische Taxonomie-

Verordnung 2020/852 (EU Taxonomie VO) als eines der wichtigsten Werkzeuge. Die 

Taxonomie-VO stellt ein Klassifikationsmodell für nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten dar, mit 

welchem Greenwashing im Zusammenhang der Unternehmensberichterstattung verhindert 

werden soll. Im Zentrum dessen stehen insbesondere „grüne“ Kennzahlen gemäß Art. 8 

Taxonomie-VO. Diese geben den Grad der Wirtschaftsaktivitäten eines Unternehmens an, die 

als nachhaltig im Sinne der Taxonomie-VO verstanden werden können.  

Das Ziel der zu erstellenden Seminararbeit besteht in der Darstellung der Taxonomie-VO. 

Dabei sollte zunächst auf deren regulatorische Vorgaben eingegangen werden, bevor die zu 

erstellenden Kennzahlen des Art. 8 Taxonomie-VO beleuchtet werden. Da im Rahmen der 

Erstanwendung vereinzelte DAX-Unternehmen erstmalig Kennzahlen veröffentlichten, sollen 

praktische Beispiele ausgeführt und kritische Anmerkungen beschrieben werden. Abschließend 

sollten eine kritische Würdigung und ein Fazit die Arbeit abrunden. 

Hinweis: 

Dieses Seminarthema ist für Studierende, die im SS 2022 das Thema „Die Sustainable-

Finance-Taxonomie der Europäischen Union“ oder im WS 2022/23 das Thema „Die 

Erstanwendung der EU-Taxonomie-VO“ bearbeitet haben, nicht wählbar.  
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Die Berichterstattung über Klimarisiken und -chancen nach HGB 

Der Klimawandel stellt die Menschheit vor eine der größten Herausforderungen des 21. Jahr-

hunderts. Seine Folgen sind bereits heute spürbar und rücken als bedeutendes Risiko für Unter-

nehmen zunehmend in das Interesse von Investor:innen. Unternehmen bestimmter Größenord-

nung sind bereits seit der Verabschiedung des „Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im 

Unternehmensbereich“ (KonTraG) im Jahre 1998 dazu verpflichtet, ihren Interessent:innen 

über ihre wirtschaftliche Lage Bericht zu erstatten. Gemäß § 289 Abs. 1 Satz 4 HGB ist dabei 

insbesondere auf die „voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risi-

ken“ einzugehen. Mit der sog. „CSR-Richtlinie“ wurde die Berichtspflicht kapitalmarktorien-

tierter Unternehmen im Jahre 2014 auf nicht-finanzielle Aspekte ausgeweitet. Seit dem Ge-

schäftsjahr 2017 sind demnach u. a. Sozial- und Umweltbelange offenzulegen sowie damit ein-

hergehende Risiken zu erläutern. Aufgrund zahlreicher Auslegungsfragen und der gestiegenen 

Relevanz klimabedingter Risiken- und Chancen veröffentlichte die EU-Kommission am 

20.6.2019 einen Nachtrag zur klimabezogenen Berichterstattung. Mit der EU-Richtlinie zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability Reporting Directive, kurz CSRD) 

vom 16.12.2022 wurde die Klimaberichterstattung auch gesetzlich konkretisiert. 

Das Ziel der zu erstellenden Seminararbeit besteht in der Aufarbeitung der normativen Grund-

lagen zur Berichterstattung über Klimarisiken und -chancen. Dabei ist zunächst auf die gesetz-

lichen Normen der Risikoberichterstattung sowie den damit verbundenen Regelungen des  

DRS 20 einzugehen. Im Weiteren soll die Entwicklung der klimabezogenen Berichterstattung 

im Rahmen der nichtfinanziellen Erklärung nach § 289c Abs. 2 Nr. 1 HGB, insbesondere in 

Anbetracht der CSRD, dargestellt werden. Die Arbeit ist mit einer kurzen Zusammenfassung 

sowie einer kritischen Würdigung abzuschließen. 
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Thema 03 (Betreuerin: Sarah Gegenheimer, M.Sc.) 

Pillar 2 – Die neue Welt der globalen Mindestbesteuerung  

Das geltende internationale Steuerrecht beruht auf einer analogen Welt mit physischen 

Anknüpfungspunkten und wird angesichts der digitalen Wirtschaft als nicht mehr angemessen 

erachtet. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) hat 

daher ein Zwei-Säulen-Modell erarbeitet, welches das aktuelle internationale Steuersystem 

reformieren soll. Säule Eins (Pillar 1) befasst sich mit der Ausweitung und Neuverteilung von 

Besteuerungsrechten zwischen Ansässigkeits- und Marktstaaten für alle Großunternehmen. 

Säule Zwei (Pillar 2) sieht eine globale Mindestbesteuerung aller Konzerne mit mindestens 750 

Mio. Euro Jahresumsatz vor.  

Durch Pillar 2 soll ein Besteuerungsniveau für Unternehmensgewinne von 15 Prozent erreicht 

werden. Sofern der Mindeststeuersatz von 15 Prozent bei niedrig besteuerten Gruppeneinheiten 

durch die nationale Besteuerung nicht sichergestellt wird, soll zukünftig basierend auf der 

sogenannten Income Inclusion Rule eine Top-up Tax bei der obersten Konzernmutter-

gesellschaft nacherhoben werden. Das Ziel der Implementierung ist es, den internationalen 

Steuerwettbewerb zu begrenzen und mehr Steuergerechtigkeit zu schaffen.  

Das Rahmenwerk für die internationale Mindestbesteuerung stellen die Model Globe Rules dar, 

die am 20. Dezember 2021 durch die OECD veröffentlicht wurden. Die Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union (EU) haben die sogenannte Pillar 2-Richtlinie, die durch die Europäische 

Kommission zur Umsetzung der globalen Mindestbesteuerung erarbeitet wurde, im 

Dezember 2022 angenommen. Die EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Richtlinie bis 

Ende 2023 in nationales Recht umzusetzen. Die gesetzliche Umsetzung von Pillar 2 wird etwa 

800 Konzerne mit Sitz in Deutschland betreffen.  

Im Rahmen der zu erstellenden Seminararbeit sind zunächst die Hintergründe für die 

Reformierung des internationalen Steuersystems zu erläutern und die mit Pillar 2 verfolgten 

Ziele darzustellen. Weiterhin ist der Anwendungsbereich sowie -umfang von Pillar 2 zu 

beschreiben. Im Anschluss sind die Grundlagen der Income Inclusion Rule darzulegen und die 

Berechnung der Top-up Tax darzustellen. Die Seminararbeit ist mit einer kritischen Würdigung 

abzuschließen. Im Rahmen der kritischen Würdigung ist insbesondere auf die 

Herausforderungen, die sich für die im Anwendungsbereich der Pillar 2 Regelungen 

befindlichen Unternehmensgruppen ergeben, einzugehen.  
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Thema 04 (Betreuer: Dennis Ramm, M. Sc.) 

Die Prinzipal-Agenten-Theorie im Lichte der Vorstandsvergütung 

Durch die Trennung von Eigentum und Kontrolle sowie aufgrund divergierender Ziele 

und Risikoneigungen liegt zwischen dem Vorstand (Prinzipal) und den Aktionären 

(Agent) einer Aktiengesellschaft regelmäßig ein Prinzipal-Agenten-Konflikt vor. Der 

Vorstand einer Aktiengesellschaft führt diese in eigener Verantwortung und vertritt sie 

nach außen, das bedeutet er hat umfassende Leitungsmacht im Unternehmen inne. Die 

Bestellung von Vorstandsmitgliedern sowie die Festsetzung ihrer Gesamtbezüge obliegt 

dabei dem Aufsichtsrat der Gesellschaft. Nach anhaltenden öffentlichen Diskussionen 

über die Höhe der Vergütung von Vorständen zu Beginn der 2000er Jahre gab es zahlrei-

che regulatorische Bemühungen, um die Vorstandsvergütung angemessener und transpa-

renter zu gestalten. Vor dem Hintergrund der wissenschaftlichen Theorie stellt die Aus-

gestaltung der Vorstandsvergütung einen wesentlichen Lösungsmechanismus dar, um 

durch gezielte Anreize die Interessen von Prinzipal und Agent zu vereinen.  

Ziel der zu erstellenden Seminararbeit ist es, die Prinzipal-Agenten-Theorie im Lichte der 

Vorstandsvergütung zu beleuchten. Hierfür soll zunächst der theoretische Bezugsrahmen 

durch eine umfassende Erläuterung der Prinzipal-Agenten-Theorie gesetzt werden. Im 

Anschluss ist die Rolle des Vorstands einer Aktiengesellschaft mit den damit einherge-

henden Rechten und Pflichten sowie im Wirkungsgeflecht mit dem Aufsichtsrat und den 

Aktionären zu erläutern. Hierbei soll auch auf die bestehenden Vorschriften zur Vor-

standsvergütung eingegangen werden. Als Kernpunkt der Arbeit ist anschließend die Be-

ziehung zwischen dem Vorstand und den Aktionären unter Prinzipal-Agenten-theoreti-

schen Gesichtspunkten ausführlich darzustellen und zu erläutern. Hierbei sind die 

Schwierigkeiten des Verhältnisses herauszuarbeiten und Lösungsmöglichkeiten durch die 

gezielte Gestaltung der Vergütung aufzuzeigen. Die Seminararbeit ist mit einer kritischen 

Würdigung auch vor dem Hintergrund derzeitiger Vorschriften zur Vorstandsvergütung 

abzuschließen.  
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